Gefeh- Sammlung Ä 


für die 


+ 


(Nr. 6867.) Verordnung, betreffend die Kreisverfaſſung im Gebiete des Regierungsbezirks 
Wiesbaden. Vom 26. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für das Gebiet des Re⸗ 
gierungsbezirks Wiesbaden, was folgt: 


§. 1. 


Jeder landräthliche Kreis bildet einen kreisſtändiſchen Verband. 


Dieſer Verband hat die Rechte einer Korporation, deren Organ die Kreis⸗ 
ſtände find. 3 
$. 2. 


Die Kreisſtände verſammeln fich auf Kreistagen. Ihre Verfaſſung wird 
duch die gegenwärtige Verordnung beſtimmt. 


ö 8 
Es kann für jeden Kreis durch Beſchluß der Kreisſtände und nach An⸗ 
hrung des Kommunallandtages unter Unſerer Genehmigung ein Kreisſtatut er⸗ 
chtet werden. 

Daſſelbe hat den Zweck, diejenigen die Kreisverfaſſung betreffenden Gegen⸗ 
ſünde näher zu ordnen, in Bezug 1 deren Regelung in dieſer Verordnung 
dusdrücklich auf das Kreisſtatut verwieſen iſt. | 
Außerdem können darin Anordnungen über beſondere in den eigenthüm⸗ 
Verhältniſſen des Kreiſes begründete Einrichtungen getroffen werden. 
Derartige Anordnungen dürfen jedoch in keinem Falle ausdrücklichen Be⸗ 
mungen der Geſetze zuwiderlaufen. N 


. 4. 


Die Kreisſtände ſind berufen: 


I die Kreiskorporation zu vertreten und die Kreis⸗Kommunalangelegenheiten 
unter Leitung des Landrathes zu verwalten; 825 
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die Verwaltung des Landrathes in denjenigen Fällen zu unterſtützen, 
welchen die Geſetze ihnen eine Theilnahme oder Mitwirkung dabei zu 
weten; fe 
3) über diejenigen Gegenſtände zu berathen oder Beſchluß zu faſſen, welche 
ihnen ſonſt noch zu dieſem Behufe durch Geſetze oder Verordnungen aus⸗ 
drücklich überwieſen werden. a 3 


| . 


| $ 5. “4 
In Beziehung auf die Verwaltung der Kreis -Rommumalangelegenbeiten 4 
ſteht ihnen unter der Mitwirkung und Aufſicht der Staatsbehörden namentlich zu: 
1) die Verwaltung der dem Kreiſe zugehörigen Fonds mit der Befugniß, 3 
Ausgaben daraus zu beſchließen f i 
2) die Verwaltung der dem Kreife zugehörigen Anſtalten; f 
3) das Recht zu gemeinnützigen Zwecken, bei welchen ein Intereſſe des Krei 
ſes obwaltet, oder zur Abwehr eines Nothſtandes die Kreistags⸗Ein⸗ 
geſeſſenen mit Beiträgen zu belaften; . 
) die Wahl und Beſtellung der für die Verwaltung der Kreis⸗Kommunal 
angelegenheiten etwa erforderlichen beſonderen Beamten. £ 


$. 6. ; 1 2 
In Beziehung auf die Mitwirkung an der Kreisverwaltung haben die 
Kreisftände insbeſondere Staatspräſtationen, welche kreisweiſe aufzubringen ſind 
und deren Aufbringung durch Geſetz nicht bereits näher beſtimmt iſt, zu repar-⸗ 
tiren und die zur Theilnahme an der Verwaltung geſetzlich erforderlichen Kom 
miſſionen zu wählen. 8 a = 
8 5 
Die Kreisverſammlung wird gebildet durch die Bezirksräthe der zu einen 
Kreiſe gehörigen Aemter (§ . 13. und 16.), welche zu einer Verſammlung zu 
ſammentreten. . £ 
Außerdem find Mitglieder der Kreisverſammlung die Befiker der im 
Kreiſe belegenen Güter, welche jährlich mindeſtens fünfhundert Gulden Grund 
ſteuer zahlen. 5 
| $. 8. 


Sofern der Domainenfiskus in einem Kreiſe Domainen und Forſten beſizt, 
für welche entweder die im H. 7. bezeichnete Grundſteuer gezahlt wird, oder welche 
zu einem dieſem Grundſteuerbetrage entſprechenden Reinertrage veranlagt jmd) 
erhält derſelbe auf dem Kreistage eine Virilſtimme. Ein Gleiches gilt von dem 
Central⸗Studienfonds. 

$. 9. ER 


Durch Kreisſtatut kann auch dem Beſitzer eines umfangreichen F 
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iſſements, ſowie von Berg⸗ und Hüttenwerken eine Virilſtimme beigelegt 
en. | 3 


Gl 


Durch das Kreisftatut kann der die Stimmberechtigung der Güter auf 
dem Kreistage bedingende Grundſteuerbetrag ($. 7.) anderweit feſtgeſetzt werden. 


8 i 


Das Stimmrecht der Grundbeſitzer ($. 7. Alineg 2.) muß in Perſon aus⸗ 
geübt werden, doch erfolgt die Vertretung der im Kreiſe belegenen Domanial- 
güter durch einen von der betreffenden Behörde aus ihren Beamten oder aus 
der Zahl der Pächter größerer Domanialgüter zu beſtellenden Bevollmächtigten. 
Die Befugniß zur Bevollmächtigung ſteht in derſelben Weiſe den Standesherren 
ür ihre Beſitzungen zu. n 

Korporationen und Stiftungen, welche ſich im Beſitze ſtimmberechtigter 
Güter befinden, werden durch ihre Vorſtände oder Organe vertreten. 
8 Ob und in welcher Weiſe eine Vertretung des Gutsbeſitzers durch einen 
volljährigen Sohn, welchem die Verwaltung des Gutes überlaſſen iſt, oder der 

auen und der Minderjährigen zu geſtatten ſei, bleibt den Beſtimmungen des 

Kreisſtatuts vorbehalten. 8 a 

Bei gemeinſchaftlichem Beſitze, welcher Brüdern oder mehreren Mitgliedern 
einer Familie zufteht, iſt einer der Mitbeſitzer zur Ausübung des Stimmrechts 
befugt. Bei ſonſtigem gemeinſchaftlichen Beſitze ruht das Stimmrecht. 


1% 


Von jedem Grundbeſitzer (§. 7. Alinea 2.) kann kraft eigenen Rechtes 
nur Eine Stimme geführt werden. 


— 


§. 13. 


5 Der F. 6. der Verordnung vom 24. Juli 1854., betreffend die Organiſa⸗ 
lion der Verwaltungsſtellen (Verordnungsblatt des Herzogthums Naſſau für 
. 1854. Nr. 17. S. 160.), wird aufgehoben und treten an deſſen Stelle folgende 
Beſtimmungen: i 


Einem jeden Amte wird ein gewählter Bezirksrath beigeordnet, 
der aus ſechs Mitgliedern beſteht. 5 a 
a Zur Wahl der Bezirksräthe wird jeder Amtsbezirk von dem Land⸗ 
kathe nach der Seelenzahl in ſechs Wahlbezirke eingetheilt. 
ö In jedem Wahlbezirke wählen die ſtimmberechtigten Gemeinde⸗ 
bürger jeder Gemeinde je einen Ortswähler. Die Ortswähler des Wahl⸗ 
bezirks treten zu einem Wahlkörper zuſammen, welcher ein Mitglied des 
Bezirksrathes, ſowie einen Stellvertreter deſſelben aus den wahlberechtigten 
Gemeindebürgern des Wahlbezirks wählt. 
Umfaßt eine Gemeinde einen Wahlbezirk für ſich oder mehrere 
. Wahlbezirke, ſo wählen die ſtimmberechtigten Gemeindebürger direkt ſo 
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8. 


viele Mitglieder des Bezirksrathes und deren Stellvertreter aus ihrer 
Mitte, als die Gemeinde Wahlbezirke enthält. 5 
Nach Verlauf von drei Jahren ſcheiden drei Mitglieder des! 
er aus und werden an deren Stelle drei andere gewählt. Ue 
ie zuerſt Ausſcheidenden entſcheidet das Loos. 


N 8 i 
Die bisherigen e bleiben ſo a in Wirkſamkeit, bis nach den 
Beſtimmungen des $. 13. die Neubildung derſelben erfolgt ift. 1 
. 15. 7 


Im Kreiſe Biedenkopf wird bis auf Weiteres die Kreisverſammlung 1 i 
gebildet: u 
1) aus dem nach dem Geſetz vom 10. Februar 1853. (Großhezogli) \ 
ie Regierungsblatt für 1853. Nr. 6.) zuſammengeſetzten Bet 
rathe / 2 
2) aus den im $. 7. bezeichneten großen Grundbeſitzern, ſofern dieſelben ni 
bereits zum Bezirksrathe gehören. i 
Bei der Bildung des Bezirksrathes nehmen die Gemeinden des früheren 
nordweſtlichen Theiles des Kreiſes Gießen Theil, ſo lange ſie zum Kreiſe Bie 


5 kopf gehören. 


$. 16. 1 
Die Beſtimmungen über die Bildung des Bezirksrathes in der ehemali 
Landgrafſchaft Heſſen⸗Homburg bleiben für den Amtsbezirk Homburg in Kr 
Der Bezirksrath wählt aus ſeiner Mitte zur Kreisverſammlung ſechs Mitglie 


5 Für das Verfahren bei allen Wahlen ſind die Vorſchriften des 10 ; 
vom 22. Juni 1842, (Gefeg-Samml. für 1842. S. 213.) maaßgebend. 


loſer Erinnerung für die Dauer der Sitzung von der Verſammlung auszu 


§. 19. 5 

Die Berufung zum Kreistage geſchieht durch ein Einladungsſchreiben 

welches die Verhendſangsgege de angeben muß. 9 i 

Sollen Beſchlüſſe zur Verhandlung geſtellt werden, welche eine Be, 
i laſtunge 


beig 
den. 


eg 20. 


- * 


Die Beſchlüſſe des Kreistages werden nach einfacher Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, auch 


wenn er ſonſt nicht ſtimmberechtigt iſt. 


6 Zu einem Beſchluſſe, durch welchen eine neue Belaſtung des Kreiſes mit 
Ausgaben oder Leiſtungen ohne bereits beſtehende Verpflichtung bewirkt werden 

oll (insbeſondere §. 5. Nr. 30, iſt jedoch eine Stimmenmehrheit von mindeſtens 
wei Dritteln der Abſtimmenden erforderlich. BEE: 


i $. 21. 
Der Kreistag iſt befugt, zur Vorbereitung ſeiner e ſowie für be⸗ 


te Geſchäfte Kommiſſionen und Bevollmächtigte aus ſeiner 


itte zu beſtellen, 
che unter Leitung des Landrathes ſtehen. ; 


25 ä | ee 


i Die Genehmigung der Staatsregierung iſt erforderlich zu ſolchen Be⸗ 
hläſſen des Kreistages, durch welche N 


1) Ausgaben und Leiſtungen für den Kreis ohne beſtehende Verpflichtung 


neu übernommen werden, 


2) der Beitragsfuß für Aufbringung der Kreislaſten aufgeſtellt oder der Ss Er 


beſtehende abgeändert wird, 


) Veräußerungen vom Grund- oder vom Kapitalbeſtande des Kreis⸗ 
vermögens, ſoweit letzterer etwa nicht nur aus erſparten Einkünften der 
lletzten fünf Jahre herrührt, vorgenommen werden. 


5 23 
Zur Ertheilung der Genehmigung ſind zuſtändig: 
) die Minifter des Innern und der Finanzen in den Fällen des §. 22. 
Nr. 1., wenn der Kreis zu Ausgaben verpflichtet werden ſoll, welche 


dq über die nächſten zwei Jahre hinausdauern, oder 


Nr. 6867) s b) Zwecke 


* 


VVV 
b) Zwecke betreffen, bei denen nur ein 
oder g 


Theil des Kr 


eiſes intereſſtt 


e) nur von einem Theile des Kreiſes aufzubringen find; 


2) in den übrigen Fällen die Bezirksregierung. 
F. 24. 


Ueber den Kreishaushalt haben die Kreisſtände alljährlich einen Etat auf 


zuſtellen. Derſelbe iſt der Regierung in Abſchrift einzureichen. 


Die Abnahme der Rechnungen ſteht der Kreisverſammlung ſelbſitändig 
5 Die Regierung kann, wenn ihr durch Beſchwerden oder ſonſt eine beſondere 
eranlaſſung dazu gegeben erſcheint, das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen des Kreiſes 


7 


einer außerordentlichen Reviſion durch Abſendung eines Kommi 
Einforderung der Rechnungen unterwerfen. 


$. 25. 


Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Kreis gegen Dritte verbinden 


ſſarius oder dur 


ſollen, müſſen von dem Landrathe und drei hierzu von der Kreisverſammlung 
zu wählenden Mitgliedern unterſchrieben und mit dem Siegel des Landrathes ver 


ſehen ſein. 5 8. 26 


Der Landrath führt die Beſchlüſſe der Kreisverſammlung aus, ſofern n 
die Regierung eine andere Behörde mit der Ausführung beauftragt, oder 
Sache als ſtändiſche Kommunal⸗Angelegenheit beſonderen ſtändiſchen Beamten 


übertragen iſt 


x efi lüſſe, welche die Befugniß der Kreisſtände überſchreiten, oder das 
Staatswohl verletzen, hat der Landrath zu beanſtanden und Behufs Entſcheidung 


über deren Ausführung der Bezirksregierung einzureichen. 


5 $. 27. f 
Ueber die Gewährung von Diäten und Reiſekoſten an 


die Vertreter der 4 | 


Gemeinden auf dem Kreistage zu beſtimmen, bleibt der Kreisverſammlung mi ; 


Genehmigung der Bezirksregierung überlaſſen. 


Im Stadtkreiſe Frankfurt a. M. tritt für die Berathung der den gamen 


7 = 


Be. 


Kreis betreffenden Angelegenheiten je ein Abgeordneter der zu demſelben gehörigen 
ländlichen Ortſchaften zur Stadtverordneten⸗Verſammlung hinzu. HR 
Diefe Abgeordneten werden von dem Ortsvorſtand (Schultheiß Beige | 


ordnete und Gemeindeausſchuß) aus ſeiner Mitte gewählt. 


$. 29. 


beauftragt. 


Unſer Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſer Verordnun 


9.30 


| e ni 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, an welchem das 
iefelbe enthaltende Stück der Geſetz-Sammlung in Berlin ausgegeben wird. 
Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
königlichen Inſiegel. 8 
Gegeben Baden⸗Baden, den 26. September 1867. 


d. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


6868.) Verordnung, betreffend die Einrichtung einer kommunalſtändiſchen Verfaſſung 
im Regierungsbezirk Wiesbaden, mit Ausſchluß des Stadtkreiſes Frank⸗ 
furt a. M. Vom 26. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 


rdnen, auf den Antrag Unferes Staatsminiſteriums, für das Gebiet des 
e Wiesbaden, mit Ausſchluß des Stadtkreiſes Frankfurt a. M., 
olgt: | : 


9. 45 


Der Regierungsbezirk Wiesbaden mit Ausſchluß des Stadtkreiſes Frank⸗ 
furt a. M. bildet einen kommunalſtändiſchen Verband. N 
Der Verband hat die Rechte einer Korporation. 
Derſelbe wird durch Kommunalſtände vertreten, welche ſich auf dem 
ommunallandtage verſammeln. 15 N 


ae, | 
Dem Kommunallandtage ſteht unter der Mitwirkung und Aufficht der 
matsregierung die Beſchlußnahme über die Kommunalangelegenheiten des Ver⸗ 
des, die Verwaltung und Vertretung der dem kommunalſtändiſchen Verbande 

rigen Inſtitute und Vermögensrechte zu. 

Er ift befugt, im Intereſſe des Bezirks Ausgaben und Leiſtungen zu 

nehmen und die Art und Weiſe der Aufbringung derſelben zu beſchließen. 
„Der Kommunallandtag hat außerdem die Rechte und Pflichten der in 

älteren Landestheilen des Preußiſchen Staats beſtehenden Provinzialſtände. 
Gr 68676868.) $. 3. 


Ueber die Zuſammenſetzung 
wie folgt: 0 | 


Es erhalten Sitz und Stimme in demfelben 


1) die Standesherren: 


a) der Beſitzer der Standesherrſchaft Schaumburg⸗Holzappel, 


b) der Fürſt zu Wied, 


wegen der Standesherrſchaft Runkel, 
e) der Graf Leiningen⸗Weſterburg, 

wegen der Standesherrſchaft Weſterburg, 
d) der Graf zu Solms⸗Rödelheim, 


wegen Rödelheim, 


2) zwei gewählte Vertreter der großen Grundbeſitzer / 
3) je zwei Abgeordnete der im Verbande belegenen Kreiſe 


zuſammen 28 Mitglieder. 


auf den Kreistagen berechtigt find, 


der Kreisverſammlung aus ihrer 


Ausſcheidenden werden durch das 


9 


Die F. 3. ad 2. bezeichneten Vertreter der großen Grundbeſitzer we 
von denjenigen Grundbeſitzern gemählt, welche zu einer ſelbſtſtändigen Vertret 


des ganzen Kommunalverbandes fünfhundert Gulden Grundſteuer zahlen. 


Die Abgeordneten der Kreiſe ($. 3. ad 3.) werden von den Mitgliden 


landtage beſonders verkretenen großen Grundbeſitzer ($. 4.) wäh 
i Im Stadtkreiſe Wiesbaden tritt der Gemeinderath und Bürgerausſchu 
ein Kollegium zuſammen, welches die beiden Abgeordneten aus ſeiner Mitte w 


Die Wahlen der Abgeordneten geſchehen auf ſechs Jahre dergestalt 0 
alle drei Jahre die Hälfte der . ausſcheidet. Die für das erſte 


Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. 
Die im $. 3. sub 1. genannten Standesherren können ſich durch be 
mächtigte Agnaten ihres Hauſes vertreten laſſen. g 5 


S. . 5 


des Kommunallandtages beſtimmen * 


§. 4. 


oder welche von ihren Beſitzungen inn 


§. 5. 


Mitte gewählt. Die 9 wu : u 
en hierbei nich 


$. 6. 


008 beitimmt. 


TE 


Fa,ür das Verfahren bei den Wahlen zu dem Kommunallandtage, wie auch 
ei den auf dem Kommunallandtage ſelbſt 84 Wahlen ſind die 

rſchriften des Reglements vom 22. Juni 1842. über das Verfahren bei den 
diſchen Wahlen (Preußiſche Geſetz-Samml. von 1842. S. 213.) maaßgebend. 


$. 8. 


Der Vorſitzende des Kommunallandtages, ſowie ein Stellvertreter deſſelben 
wird aus den Mitgliedern des Kommunallandtages auf die Dauer jedes Land⸗ 
ages von Uns ernannt. 


Der Vorſitzende hat die Verhandlungen zu leiten und die Ordnung in der 
Verſammlung aufrecht zu erhalten. 


§. 9. 


Zu Unſerem Kommiſſarius bei dem Kommunallandtage beſtimmen Wir 
hiermit den Oberpräſidenten. Wir behalten Uns vor, demſelben in Behinderungs⸗ 
fillen einen Stellvertreter zu beftellen. 


„Der Oberpräfident iſt die Mittelsperſon bei allen Verhandlungen Unſerer 
Behörden mit den Ständen. 25 

| $. 10. 

Saämmtliche Befchlüffe des Kommunallandtages werden dem Oberpräfidenten 
vorgelegt, welcher dieſelben zu prüfen und deren Ausführung zu vermitteln hat. 


Beſchlüſſe, welche die Befugniſſe der Kommunalſtände überſchreiten oder 
das Staatswohl verletzen, hat der Oberpräſident zu beanſtanden und Behufs 


ureichen. 


5 5 911 
f Kommunallandtag wird, ſo oft es das Bedürfniß erfordert, durch 
erufen. 


\ Die Ladung der Mitglieder, die Eröffnung, ſowie der Schluß des Land⸗ 
ges geſchieht durch Unſeren Kommiſſarius (F. g.). 
Der Kommiſſarius, ſowie die zu feiner Vertretung abgeordneten Staats⸗ 


beamten haben Zutritt zur Landtagsverſammlung und müſſen auf ihr Verlangen 


M jeder Zeit gehört werden. 
§. 12. 


Zur Beſchlußfaſſung des Kommunallandtages iſt die Anweſenheit von mehr 
als der Hälfte der Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe werden durch einfache 
Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. 
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Entſcheidung über deren Ausführung dem betreffenden Reſſortminiſter ein⸗ 


Zu einem Befchluffe, durch welchen Ausgaben bewilligt werden follen, die 
nicht ſchon in der Verpflichtung des Verbandes beruhen, it eine Mehrheit vor 
mindeſtens zwei Dritteln der Anweſenden erforderlich. To 
5 | 
Die Genehmigung der Staatsregierung ift erforderlich zu ſolchen 
ſchlüſſen des Landtages, durch welche 5 
1) Ausgaben und Leiſtungen für den Verband ohne beſtehende Verpflich 
tung neu übernommen werden, 
2) der Beitragsfuß für Aufbringung der Laſten des Verbandes aufgeſtelt 
oder der beſtehende abgeändert wird, f — 


3) Veräußerungen vom Grund- oder vom Kapitalbeſtande des kommungl⸗ } | 
ſtändiſchen Vermögens, ſoweit letzterer nicht etwa nur aus erſparten Ein, 
künften der letzten fünf Jahre herrührt, vorgenommen werden. 


| §. 14. 
Die Genehmigung wird ertheilt: 
1) durch Uns in den Fällen des F. 13. Nr. 1., wenn der Verband zu Aus 
gaben verpflichtet werden ſoll, welche $ 

a) über die nächſten zwei Jahre hinausdauern, 

b) Zwecke betreffen, bei denen nur ein Theil des Verbandes intereſſir 

c) nur von einem Theile des Verbandes aufzubringen find; 


2) in den übrigen Fällen von dem betreffenden Reſſortminiſter. 


$. 15. 5 


Für die unter Aufficht des Oberpräſidenten zu führende laufende Venn 
tung des ſtändiſchen Vermögens und der ſtändiſchen Anſtalten können die K 
munalſtände, ſoweit die Geſchäfte ſolches fordern, die geeigneten Perſonen wählen 


i $. 16. 
Der da auf dem Kommmmallandtage wird im Näheren d 
die Geſchäftsordnung geregelt. . 
Die letztere iſt von dem Kommunallandtage unter Beſtätigung des Ober: 
präſidenten aufzuftellen. i 


| 8. 


Die gewählten Mitglieder des Kommunallandtages erhalten Diäten und 
Reiſekoſten. Der Betrag derſelben, ſowie die Art der Aufbringung, iſt dure 
Beſchluß des Kommunallandtages mit Genehmigung des Oberpräſidenten it 
beſtimmen. . ä 55 


Ueber den Eintritt des Stadtkreiſes Frankfurt a. M. in den kommunal⸗ 
iſchen Verband bleibt beſondere geſetzliche Beſtimmung vorbehalten. 


1 19 i 
Anſer Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung 
beauftragt. 
89 85 $. 20. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, an welchem das 
dieſelbe enthaltende Stück der Geſetz- Sammlung in Berlin ausgegeben wird. 
Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 
Gegeben Baden⸗Baden, den 26. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6869.) Verordnung, betreffend das Zeitungs-Kautionsweſen in den durch das Geſetz 
f vom 20. September 1866. und die beiden Geſetze vom 24. Dezember 
1866. mit der Monarchie vereinigten Landestheilen, mit Ausnahme des 
vormaligen Oberamtsbezirks Meiſenheim und der Enklave Kaulsdorf. 

Vom 26. September 1867. BER, SE 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
Verordnen, zur Ergänzung der Verordnung vom 25. Juni d. I., betreffend das 
Strafrecht und das Strafverfahren in den durch das Geſetz vom 20. September 
1866. und die beiden Geſetze vom 24. Dezember 1866. mit der Monarchie 
Vereinigten Landestheilen, mit Ausnahme des vormaligen Oberamtsbezirks Meifen- 


ham und der Enklave Kaulsdorf (GeſetzSamml. S. 921.), in Betreff des Zei⸗ 
lungs⸗Kautionsweſens, auf den Antrag des Staatsminiſteriums, was folgt: 


. 8 1 
„Die Anordnung im $. 1. des Geſetzes wegen anderweitiger Einrichtung 
es Amts⸗ und Zeitungs⸗Kautionsweſens vom 5 79 5 1860. e 


6888-6869.) 8 1 5 


S. 211.), wonach die Kautionen für Zeitungen und Zeitſchriften in inländiſ 
Staatspapieren nach dem Nennwerthe zu erlegen find, tritt in den Eingan 
erwähnten Landestheilen am 1. Oktober d. J. in Kraft. 


§. 2. 


Den Herausgebern der beim Erlaſſe dieſer Verordnung in jenen Landes, 
theilen bereits beſtehenden Blätter wird zur Beſtellung, Erhöhung oder Umwan⸗ 
delung der Kaution eine Friſt bis zum 1. April 1868. bewilligt. 3 
Bis dahin bewendet es bei der für dieſelben beſtandenen Kautionsfreihelt 

oder bei der beſtellten Kaution, unbeſchadet der Herabſetzung der letzteren in den 
jenigen Fällen, in denen dieſelbe den in den $$. 12. und 13. des Geſetzes über F 
die Preſſe vom 12. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. S. 273.) beſtimmten Betrag 
überſteigt. * 
$. 3. 


Die Friſtbewilligung im F. 2. erliſcht, wenn gemäß der $$. 19. bis A. 
des Geſetzes über die Preſſe vom 12. Mai 1851. in Folge gerichtlicher Ver- 
urtheilung eine Kaution beſtellt oder ergänzt werden muß. = 

si 1 

Die gegenwärtige Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an welchem 
das dieſelbe enthaltende Stück der Geſetz-Sammlung in Berlin ausgegeben wild. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigebrucktenn 4 
Königlichen Inſiegel. — 


Gegeben Baden⸗Baden, den 26. September 1867. 


(IL. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schön hauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühle. v. Selchow. Gr. zu Eulen bur 


5 Verordnung betreffend eine Erg zung der Verordnung vom März 1867. 


über den Betrieb ſtehender Gewerbe im vormaligen Königreich Hannover. 
Vom 26. ä 1867. 


Der $. 226. der 9 1 das vormalige Königreich Hannover 
vom 1. . 1847. (Geſetz⸗Samml. für Hannover von 1847. S. 215.) wird 
fgehoben. 
§. 2. 


. . Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Publikation durch die Sb 
Sammlung. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden⸗Baden, den 26. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhaufen Frh. v. d. Heydt v. Roon. 
st. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Nr. 65710 Wees ö beteeſend die Auf eg der auf De Geoßberzogli 5 
Verordnungen vom 19. März 1853. beruhenden Hundeſteuer und Abg 
von Nachtigallen als Staatsabgaben und die Forterhebung derſelben 
Gemeindeabgaben in den durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866. 
Preußiſchen Monarchie einverleibten vormals Großherzoglich Heffifchen 
Gebietstheilen, mit Ausſchluß der Lände Heſſen-Homburg. Vom 
26. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von 
verordnen für die mit Unſerer Monarchie vereinigten vormals Großherzoglich 
Heſſiſchen Gebietstheile, mit Ausſchluß der Yanowafibaft Helfen - Homburg Wi 

den Antrag Unſeres „ was folgt: 1 


K. J. 4 

Die auf den Großherzoglich Heſſiſchen Verordnungen vom 19. März 
1853. (Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt S. 123. f und S. 126. ff) 
beruhende Hundeſteuer und Abgabe von Nachtigallen ſind als eee vom 
15 Oktober 1867. ab aufgehoben. 


$. 2. 
Den G ſteht frei, die Forterhebung der Hundeſteuer nach Ma 
gabe der Verordnung vom 19. März 1853. als Kommunalſteuer zu beſchließen 


N In gleicher Weiſe ſind die Kreisvertretungen und die ſtädtiſchen Behörden | 
befugt, die Forterhebung der Abgabe von Nachtigallen zu den Se 
der Geenen zu beſchließen. u 

F. 3. 


Die gegenwärtige Verordnung erlangt an dem Tage der Ausgabe 
Stückes der Geſetz-Sammlung, in welchem dieſelbe enthalten iſt, Geſetzeskraf 


Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind mit der Ausführung di 
Verordnung beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen e und beigedruckt 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Baden-Baden, den 26. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


6872.) | Allerhöchſter Erlaß vom 17. September 1867. betreffend die Aufhebung der 
ö Schiffahrts⸗Abgabe in den Herzogthümern Holſtein und Schleswig. 


Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 16. d. M. beſtimme Ich, daß die 
den Herzogthümern Holſtein und Schleswig in Gemäßheit der proviſoriſchen 
ordnung der damaligen oberſten Civilbehörde vom 29. März 1865. zur Zeit 

| a von der Schiffahrt vom 1. Oktober d. J. ab nicht mehr erhoben 
en ſoll. 


Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 17. September 1867. n 


Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Ibenplitz 


In den Finanzminiſter und den Be für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Ar eiten. d 


*. 6873.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. September 1867., betreffend die Verpflichtung 

g der Stadtgemeinden in den neu erworbenen Landestheilen zur Beſetzung 

der beſoldeten ſtädtiſchen Unterbedientenſtellen mit verſorgungsberechtigten 
Militair⸗Invaliden. 


b Aa den Antrag des Staatsminiſteriums in dem Berichte vom 12. d. Mts. 

beſtinme Ich im Anſchluſſe an die über die Verpflichtung der Stadtgemeinden 
t Anſtellung verſorgungsberechtigter Militair⸗Invaliden in den alten Paine 
fehenden Vorſchriften, was folgt: 


. Die beſoldeten ſtädtiſchen Unterbedientenſtellen in den neu erworbenen 
dandestheilen find, vorbehaltlich bereits erworbener Anſprüche auf Berückſich⸗ 
Aung bei 1 derſelben, künftig ausſchließlich mit verſorgungsberechtigten 
tair Invaliden zu beſetzen. Auf diejenigen Stellen der ſtädtiſchen Subalternen, 
0 he eine höhere oder eigenthümliche Geſchäftsbildung erfordern, bezieht ſich 
i Verpflichtung jedoch nur inſoweit, als verſorgungsberechtigte Militair⸗Inva⸗ 
den vorhanden find, welche dieſe Geſchäftsbildung beſitzen. Hinſichtlich der An⸗ 
ung der Kämmerei⸗Rendanten und Kommunal⸗Kaſſenbeamten behält es bei 
N beſtehenden Beſtimmungen fein Bewenden. 
(Nr, 6872—6878.) 5 Im 


gen als Städte in 
„Abtheilung gehörigen 


In den Herzogthümern Schleswig und Holſtein bedarf die Anſtell 
oder Entlaſſung ſtädtiſcher Unterbedienten künftig nicht mehr der Iandesherrli 
Betätigung. 

| Gegenwärtiger Erlaß ift durch die Gefeg-Sammlung zu veröffentlic 
Derſelbe tritt mit dem Tage in Kraft, an welchem das betreffende Stück 
Geſetz-Sammlung in Berlin ausgegeben wird. a 


Baden⸗Baden, den 22. September 1867. 
| Wilhelm. 
Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Br 


Redigirt im Büreau des Staats. Minifteriumd. - 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). x 


